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1 Allgemeines

Die Richtlinienkompetenz fiir die Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung liegt beim Amt fiir Soziales und
Wohnen. Der vorliegende Arbeitsstandard wurde daher in Anlehnung an die Richtlinie SGB XII R 35/1
des Amtes fiir Soziales und Wohnen erstellt.

Personen, die nach dem SGB Il als Erwerbsfahige oder als Angehdrige dem Grunde nach leistungsbe-
rechtigt sind, erhalten keine Leistungen nach dem 3. Kapitel SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt). Von
daher wird nachfolgend immer ein Leistungsanspruch nach dem SGB Il vorausgesetzt.

2 Begriff der Unterkunft

Als Unterkunft sind alle baulichen Anlagen oder Teile hiervon zu werten, die geeignet sind, von den
Unbilden der Witterung zu schiitzen und einen Raum fir Privatheit zu gewédhrleisten. Unterkiinfte sind
daher neben Mietwohnungen und Eigentumswohnungen oder Eigenheim insbesondere auch Not- oder
Obdachlosenunterkiinfte, Frauenhiuser, Hotel-/ Pensionszimmer, Schiffe und Wohnwagen bzw.
Wohnmobile.!

3 Kosten der Unterkunft
3.1 Tatsichliche Kosten der Unterkunft

Die leistungsberechtigte Person hat geeignete Nachweise tber die zu entrichtenden Kosten der Unter-
kunft zu erbringen. Dies ist in der Regel der Mietvertrag. Weitere geeignete Unterlagen sind Unter-
mietvertrage, Gebiihrenbescheide (Notunterkunft), Pachtvertrige, etc.

Die tatsichlichen Kosten der Unterkunft umfassen die Nettokaltmiete, die Betriebskosten (die umlage-
fahigen Betriebskosten werden in der Betriebskostenverordnung benannt) und weitere obligatorische
Kosten ohne die die Unterkunft nicht vermietet werden wiirde. Das kdnnen beispielhaft ein Mdblie-
rungszuschlag, ein Modernisierungszuschlag, Kosten fiir einen Hausnotruf aber auch die Miete fir eine
Garage sein.

Aus den Kosten der Unterkunft sind solche Positionen herauszurechnen, die regelsatzrelevante Bedarfe
darstellen. Hier sind beispielhaft Betrdge fiir Haushaltsstrom (nicht Allgemeinstrom fiir z.B. Flurlicht)
oder auch maogliche Kosten fiir einen Internetzugang zu nennen.

Kosten der Unterkunft sind zum einen monatlich zu entrichtende Betridge aber auch einmalig [ unre-
gelmiBig anfallende Kosten (Renovierung, selbst zu leistende Kleinreparaturen etc.).

Auf Grundlage des § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il sind Bedarfe fiir eine Unterkunft in der tatsichlichen Hohe
anzuerkennen. Sie sind auch dann zunichst anzuerkennen, wenn sie den im Einzelfall angemessenen
Umfang iibersteigen. Diese Verpflichtung zur Ubernahme unangemessener Kosten der Unterkunft ist
jedoch zeitlich befristet und besteht in der Regel fiir einen Zeitraum von sechs Monaten soweit es den
leistungsberechtigten Personen zuzumuten ist, die Kosten zu senken (z.B. durch Umzug, Untervermie-
tung).

1 BSG Urteil vom 17.06.2010 - B 14 AS 79/09R, BVerwG Urteil vom 12.12.1995 - 5 C 28/93, LSG NRW Urteil vom 23.02.2010 -
L 1 AS 36/09, SG Augsburg Urteil vom 23.03.2009 - Az. S 9 AS 187/09
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3.2 Angemessene Kosten der Unterkunft

Die Trager der Sozialhilfe sind verpflichtet, im Rahmen eines schliissigen Konzeptes die Angemessenheit
von Wohnraum zu definieren.

Das fiir den Geltungsbereich der Stadt Essen zugrunde liegende schliissige Konzept zur Ermittlung der
Nettokaltmiete basiert auf den jeweils aktuellen Mietspiegel der Stadt Essen. Hierbei werden die Betra-
ge der Baualtersklassen von 1918 bis 2001 gemittelt und auf Wohnungen einfacher Ausstattung, Lage
und Bausubstanz abgestellt. Der so ermittelte Quadratmeterpreis bildet die weitere Berechnungsgrund-
lage. Die abschlieBende Berechnung erfolgt bezogen auf die Anzahl der in der Unterkunft lebenden
Personen. Hier werden die Quadratmeter der Durchfiihrungsvorschriften {iber die soziale Wohnraum-
forderung beriicksichtigt. Dies sind fiir eine alleinstehende Person 50 Quadratmeter, bis zur fiinften
Person jeweils zusatzlich 15 Quadratmeter und ab der sechsten Person zusétzlich 10 Quadratmeter.
(Schliissiges Konzept ab 01.04.2024)

Unterkunftskosten, die ohne Beriicksichtigung individueller Unterkunftsbedarfe entstehen, werden als
abstrakt angemessenen Unterkunftskosten bezeichnet. Die auf Basis des jeweils giiltigen Essener Miet-
spiegels ermittelte Hohe der angemessenen Nettokaltmiete wird ergdnzt um die kalten Betriebskosten
(NBK). Auf Basis des aktuell geltenden Betriebskostenspiegels fiir NRW betragen die angemessenen
Betriebskosten derzeit je m? 2,07 EUR.

Eine Verschiebung der Grenzen hinsichtlich der Hohe der Nettokaltmiete und der kalten Betriebskosten
ist moglich, sofern in der Summe die Angemessenheitsgrenzen nicht tberschritten werden.

3.2.1 Wohnungen, nicht barrierefrei

Ubersicht der angemessenen Mietrichtwerte

3.2.2 Wohnungen, barrierefrei

Soweit leistungsberechtigte Personen wegen Krankheit oder Behinderung auf barrierefreien Wohn-
raum angewiesen sind, gelten hohere Grenzen der Angemessenheit. Dabei wird von der Notwendigkeit
zum barrierefreien Wohnen ohne weitere Priifung anerkannt bei Vorliegen mindestens einer dieser
Voraussetzungen:

e Die leistungsberechtigte Person ist auf einen Rollstuhl angewiesen

o Die leistungsberechtigte Person verfligt iiber einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merk-
zeichen aG

o Die leistungsberechtigte Person hat einen festgestellten Pflegegrad von 4 oder 5.

Wird in sonstigen Féllen von der leistungsberechtigten Person geltend gemacht, fiir sich oder ein Mit-
glied des Haushaltes auf barrierefreien Wohnraum angewiesen zu sein, ist ein entsprechendes Gutach-
ten des drztlichen Dienstes tiber die Notwendigkeit einer entsprechenden Unterkunft einzuholen.

Barrierefreies Wohnen liegt vor, wenn
e die Wohnung stufenlos erreichbar ist (ebenerdig, Rampe oder Aufzug),

e ein Freisitz, Balkon, Erker, Wintergarten oder eine Loggia vorhanden ist (nach Erklarung durch
die Leistungsberechtigte Person, diese Vorgabe nicht zu benétigen, kann darauf verzichtet
werden),

e innerhalb der Wohnung keine Schwellen und Niveauunterschiede vorhanden sind,
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e Tiiren innerhalb der Wohnung und von Aufziligen, von Haus- und Wohnungseingdngen, sowie
allen Bewegungsflachen und ggfs. Rampen, der DIN 18040 entsprechen und

e ein behindertengerechtes Badezimmer vorhanden ist (Bodengleicher Duschplatz, Maglichkeit
Halte- und Stiitzvorrichtungen in Bidern anzubringen (sofern noch nicht vorhanden), WC mit
ausreichender Bewegungsflache vor und neben dem WC um das Umsetzen vom Rollstuhl zu
ermdglichen).

Sollte das Vorhandensein dieser Mindestanforderungen nicht durch den Mietvertrag hervorgehen, so
ist eine Bestdtigung der Vermieterin [ des Vermieters vorzulegen.

Soweit die vorgenannten Voraussetzungen erfiillt sind, werden folgende Unterkunftskosten als ange-
messen anerkannt:

Die Angemessenheitsgrenzen bei barrierefreiem Wohnraum sind in Bedarfs- bzw. Haushaltsgemein-
schaften mit mehreren Personen auch dann anzuwenden, wenn nur eine Person im Haushalt darauf
angewiesen ist.

Ubersicht der angemessenen Mietrichtwerte

3.3 Individuell angemessene Kosten der Unterkunft

Es kann Griinde geben, die es, individuell abgestellt auf die leistungsberechtigte Person, erforderlich
werden lassen, auch Bruttokaltmieten oberhalb der abstrakt angemessenen Bruttokaltmiete anzuer-
kennen.

3.3.1 Karenzzeit bei Erstbewilligung ab 01.01.2023

Nach § 22 Absatz 1 Satz 2 gilt fiir die Anerkennung der Bedarfe fir Unterkunft eine Karenzzeit von
einem Jahr ab Beginn des Monats, fiir den erstmals Leistungen nach dem SGB Il bezogen werden.

Innerhalb dieser Karenzzeit werden die Bedarfe fiir Unterkunft in H6he der tatsidchlichen Aufwendun-
gen anerkannt, § 22 Absatz 1 Satz 3 SGB II.

Dies bedeutet, dass fiir die Dauer von 12 Monaten die tatsdchlichen Kosten der Unterkunft libernom-
men werden.

Wird der Leistungsbezug in der Karenzzeit fiir mindestens einen Monat unterbrochen, verlangert sich
die Karenzzeit um volle Monate ohne Leistungsbezug. Eine neue Karenzzeit beginnt, wenn zuvor min-
destens drei Jahre keine Leistungen nach dem SGB Il oder SGB XII bezogen worden sind.

Nach § 65 Abs. 3 SGB Il bleiben Zeiten eines Leistungsbezuges bis zum 31.12.2022 bei der Karenzzeit
nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGB Il unberiicksichtigt.

Personen, die bereits vor dem 01.01.2023 Leistungen nach dem SGB Il bezogen haben, sind somit
grundsatzlich wie Neuantragstellende zu behandeln.

Keine Karenzzeit ist zu beriicksichtigen, falls in einem der vorangegangenen Bewilligungszeitraume fiir
die aktuell bewohnte Unterkunft die angemessenen und nicht die tatsdchlichen Aufwendungen als
Bedarf anerkannt wurden. (8 65 Abs. 6 SGB Il)

Nach § 22 Abs. 1°S. 3 Halbsatz 2 SGB Il bleibt der (unveridnderte) Satz 6 unberiihrt. Sofern sich nach
einem nicht erforderlichen Umzug innerhalb der Karenzzeit die Aufwendungen fiir die Unterkunft
erhdéhen, wird demnach nur der bisherige Bedarf anerkannt.

Die Vorschrift findet nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts nur fiir Umziige innerhalb
eines Vergleichsraumes Anwendung.

Arbeitsstandard § 22 SGB I - Teil |
Angemessene Unterkunftskosten, Direktzahlungen und Kostensenkungsverfahren


../../../../../../../../8_AllgInfo/Arbeitsstandards/§22_SGB_II_KdU/KdU/Übersicht_Mietobergrenzen_01042024.xlsx
../../../../../../../../8_AllgInfo/Arbeitsstandards/§22_SGB_II_KdU/KdU/Übersicht_Mietobergrenzen_01042024.xlsx

Nach § 22 Abs. 4 S. 2 SGB Il werden nach einem Umzug héhere als angemessene Aufwendungen in-
nerhalb der Karenzzeit nur dann als Bedarf anerkannt, wenn der zustandige Trdger die Anerkennung
vorab zugesichert hat.

3.3.2 Karenzzeit im Sterbejahr

Nach § 22 Abs. 1 S. 9 SGB Il wird ebenfalls eine Karenzzeit von 1 Jahr gewdhrt, wenn ein Mitglied der
Haushaltsgemeinschaft verstirbt und die Kosten der Unterkunft vor dem Tod der Person angemessen
waren.

Sofern zum Zeitpunkt des Todes noch die einjahrige Karenzzeit nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGB Il 1auft, wird
diese durch die dartiberhinausgehende Karenzzeit aufgrund des Todes tberholt. Entscheidend ist, wel-
che der Karenzzeiten langer lauft.

3.3.3 Individuelle Zusicherung

Wurde die Zusicherung zur Ubernahme hoherer Kosten der Unterkunft durch die Fachbereiche 50 oder
56 gegeben, gelten diese von den Angemessenheitsgrenzen abweichenden Kosten immer als angemes-
sen. Erfolgt die Zusicherung durch den FB 50 (z.B. durch FB 50-3 Wohnungsvermittlungsagentur) fiir

nach dem SGB Il leistungsberechtigte Personen, gilt die Bindungswirkung auch fiir den Fachbereich 56.

3.3.4 Médblierungszuschliage

Vermieter*innen von Wohnraum kénnen mit der Miete einen Zuschlag flr vermietete Mdbel erheben.
Dabei kann die Wohnung teilmébliert (z.B. Gemeinschaftswaschanlage) oder vollmabliert sein. Ist dies
der Fall, ist eine Erh6hung der angemessenen Grenzen der Bruttokaltmiete moglich.

Der Zuschlag soll in voller Héhe zusétzlich berticksichtigt werden, wenn er der Hohe nach angemessen
ist. Unangemessen ist der Zuschlag, wenn er héher ist, als der handelsiibliche Kaufpreis aufgeteilt auf
84 Monate (Abschreibungsdauer) und auf die Anzahl der moglichen Nutzer.

Beispiele:

Eine gemeinschaftlich genutzte Waschmaschine wurde fiir 600,00 EUR angeschafft. Sie kann von drei
Mietparteien genutzt werden. Angemessen ist ein Zuschlag von 2,38 EUR.

(600,00 EUR ./. 84 Monate = 7,15 EUR ./. 3 Parteien = 2,38 EUR)

Wird ein mobliertes Zimmer viermietet und betrugen die Anschaffungskosten der vorhandenen Mabel
1.400,00 EUR, wire ein Zuschlag bis zu 16,67 EUR (1400,00 EUR ./. 84 Monate) noch angemessen.

Insgesamt betragt die Hochstgrenze fiir eine Méblierung 25,00 EUR monatlich.
Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Pauschale flr eine Wohnungserstausstattung
bei einem Singlehaushalt 1.810,00 EUR betrdgt und somit eine angemessene Relation beachtet wird.

Ausgenommen von dieser Hochstgrenze sind entsprechende vertragliche Regelungen in betreuten
Wohngruppen.

3.4 Zu beriicksichtigende Mietanteile
3.4.1 Grundsatzliche Aufteilung

Die Beriicksichtigung von anerkannten bzw. anzuerkennender Kosten der Unterkunft (und Heizung) zur
Bedarfsdeckung erfolgt grundsitzlich nach der Anzahl der im Haushalt lebenden Personen (Kopfteil-
prinzip) und zwar unabhingig davon, ob sie zur Bedarfsgemeinschaft (BG) gehdren oder nicht. Im
Rahmen der Feststellung der Angemessenheit von Kosten der Unterkunft (und Heizung) kann die Prii-
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fung dagegen nur auf Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen abgestellt werden.

3.4.2 Bedarfs- und Haushaltsgemeinschaften

Die tatsachlichen Kosten der Unterkunft sind auf jedes Mitglied der BG aufzuteilen. Auf bei sog. ge-
mischten BG mit Leistungsberechtigungen nach dem SGB 1l und SGB XII oder AsylbLG, erfolgt eine
Aufteilung in gleicher Weise.

Das Gleiche gilt auch fiir die in § 9 Abs. 5 SGB Il geregelte Haushaltsgemeinschaft (Verwandte oder
Verschwigerte).

Bei der Bewertung, ob die vertraglich zu entrichtenden Unterkunftskosten angemessen sind, ist hinge-
gen auf die Anzahl der Mitglieder der BG abzustellen. Personen, die nicht der BG zugeordnet werden
kénnen und/oder eine eigene BG mit eigenem Leistungsanspruch bilden, werden gesondert betrachtet.
Dies gilt auch, wenn Kinder aufgrund ihres bedarfsdeckenden Einkommens und Vermdogens nicht leis-
tungsberechtigt nach dem SGB Il sind und somit nicht mehr zur BG ihrer Eltern gehdren. MaBgeblich
ist stets die Anzahl der BG-Mitglieder zum Zeitpunkt der Priifung der Angemessenheit der Kosten der
Unterkunft.

3.4.3 Wohngemeinschaften

Liegt eine Wohngemeinschaft aus Einzelpersonen vor, richtet sich die Angemessenheit der Kosten der
Unterkunft fiir jede Person nach der Angemessenheitsgrenze fiir einen Alleinstehenden. Erfillt eine
Person die Voraussetzungen zur Anmietung von barrierefreiem Wohnraum, gilt fiir diese die hohere
Grenze.

Eine Wohngemeinschaft ist in der Regel dann anzunehmen, wenn mehrere Personen zusammenleben,
die eine gemeinsame Unterkunft mit dem Ziel der Kostensenkung nutzen (z.B. studentische Wohnge-
meinschaften). Dabei werden neben privat genutzten Zimmern weitere Rdume gemeinschaftlich ge-
nutzt. Haufig hat jedes Mitglied einer Wohngemeinschaft fiir den von ihm genutzten Bereich einen
eigenen Mietvertrag.

Wird eine Unterkunft von weiteren Personen genutzt, die nicht zur BG gehdren, erfolgt eine Zuord-
nung grundsatzlich nach dem Kopfteilprinzip, es sei denn, es ist vertraglich etwas anderes bestimmt.

3.4.4 Untervermietung

Nimmt eine leistungsberechtigte Person eine andere Person - die keine BG mit ihr begriindet - in ih-
rem Haushalt auf, sind die Kosten der Unterkunft und Heizung um den Betrag zu mindern, der durch
die Untervermietung erzielt wird. Der verbleibende Teil ist Grundlage der Priifung der Angemessenheit.

Wohnt die leistungsberechtigte Person zur Untermiete, sind nur die Kosten maBgeblich, die sich aus
dem Untermietvertrag ergeben. Die durch den*die Hauptmieter®in zu entrichtende Bruttokaltmiete
sowie das Vertragsverhaltnis zwischen Hauptmieter®in und Vermieter*in sind unbeachtlich.
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4 Direktzahlung an Vermieter*in oder andere Empfangsberechtigte

Die Regelung des § 22 Abs. 7 SGB |l er6ffnet die Mdglichkeit der Direktzahlung an den*die Vermieterin
oder andere Empfangsberechtigte, wenn

e die leistungsberechtigte Person die Direktzahlung wiinscht,
e Mietriickstdnde bestehen, die zu einer Kiindigung berechtigen,

e konkrete Anhaltspunkte bestehen, dass die leistungsberechtigte Person aufgrund einer Krank-
heit oder einer Sucht nicht in der Lage ist, die Mittel zweckentsprechend zu verwenden.

e konkrete Anhaltspunkte bestehen, dass die im Schuldnerverzeichnis stehende leistungsberech-
tigte Person die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet

Diese Aufzdhlung des Gesetzgebers ist nicht abschlieBend, so dass auch andere, vergleichbare Fallkons-
tellationen in Betracht kommen. Grundsitzlich muss im Einzelfall gepriift werden, ob die Vorausset-
zungen fiir eine Direktzahlung erfillt sind. Es miissen konkrete Hinweise vorliegen, blof3e Vermutungen
reichen nicht aus.

Erfolgt die Direktzahlung nicht auf Wunsch der leistungsberechtigen Person, stellt sie immer einen
Eingriff in das personliche Verfligungsrecht dieser Person dar. Daher ist die leistungsberechtigte Person
vor einer solchen Entscheidung nach § 24 SGB X anzuhdren.

Werden die Unterkunftskosten direkt liberwiesen, so ist die leistungsberechtigte Person schriftlich mit
Bescheid darlber zu unterrichten. Widerspruch und Klage haben aufschiebende Wirkung.

Die Direktzahlung ist der Hohe nach begrenzt auf die fiir die Unterkunft (und Heizung) erbrachten
Leistungen. Eine Abzweigung von Regelleistungen zugunsten der Unterkunftskosten ist nicht zulassig.

5 Kostensenkungsverfahren

Die tatsachlichen Kosten der Unterkunft werden als Bedarf anerkannt, soweit sie angemessen sind.
Ubersteigen die Unterkunftskosten den angemessenen Umfang sind sie nach Ablauf der Karenzzeit als
Bedarf so lange anzuerkennen, wie es der leistungsberechtigten Person nicht moglich oder nicht zuzu-
muten ist, diese Kosten zu senken, grundsatzlich jedoch Idngstens fiir sechs Monate.

Mdoglichkeiten der Kostensenkung sind Umzug, Untervermietung, Vereinbarungen mit dem* der Ver-
mieter*in (nicht abschlieBend).

(§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB 1)

5.1 Ausnahmen

Eine Absenkung der unangemessenen Unterkunftskosten muss nicht gefordert werden, wenn diese
unter Beriicksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen unwirtschaftlich
wire (§ 22 Abs. 1 Satz 10 SGB I1).

Wirtschaftlichkeitsrechner
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Bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung kann eine Uberschreitung der angemessenen Werte um bis zu
10% anerkannt werden beifim
e Alleinerziehenden
e langerer Wohndauer von mindestens 15 Jahren
e wesentlichen sozialen Beziigen zum aktuellen Umfeld (Weg zur Schule, zur Kindertagesstatte
und/oder anderen Betreuungseinrichtungen
e {iber 60jahrigen Leistungsberechtigten
e schwangeren Leistungsberechtigten (zu beachten ist, dass sich durch das zu erwartende Kind
die Anzahl der Personen im Haushalt verindert)
e Dbegriindeten Einzelfall (die Griinde sind zu dokumentieren)

Unter Berlicksichtigung aller Umstdnde ist in besonderen Einzelfallen ebenfalls von einer Kostensen-
kung abzusehen. Die Auflistung ist nicht abschlieBend, es ist stets der Einzelfall zu betrachten.

e Die Anmietung eines Wohnraumes auBerhalb der abstrakt angemessenen Bruttokaltmiete wurde
durch den FB 50-3 (Wohnungsvermittlungsagentur) veranlasst.

e Mindestens eine Person in der Bedarfsgemeinschaft bzw. ggf. Haushaltsgemeinschaft hat einen
nachgewiesenen Pflegegrad von mindestens 3 und durch einen Wohnungswechsel wiirde sich die
Versorgung erheblich verschlechtern.

e Mindestens eine Person in der Bedarfsgemeinschaft bzw. ggf. Haushaltsgemeinschaft hat eine
schwerste (verzehrende) Erkrankung und durch einen Wohnungswechsel wiirde sich die Versor-
gung erheblich verschlechtern.

e Mindestens eine Person in der Bedarfsgemeinschaft bzw. ggf. Haushaltsgemeinschaft hat eine
schwere Behinderung (mind. 80%) und durch einen Wohnungswechsel wiirde sich die Versorgung
erheblich verschlechtern.

e Durch Gutachten des Arztlichen Dienstes wurde festgestellt, dass ein Wohnungswechsel nicht zu-
mutbar ist.

e Fille des betreuten Wohnens.

e Personen, die Leistungen mit hoher Wahrscheinlichkeit nur fiir einen kurzen Zeitraum in Anspruch
nehmen miissen (bis zu 6 Monaten).

e Personen, bei denen durch Renteneintritt innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren der Leistungs-
bezug absehbar endet. Die leistungsberechtigte Person hat durch die Vorlage der jahrlich erstellten
Renteninformation den Nachweis liber die Hohe der zu erwartenden Rente zu erbringen.

5.2 Verfahren

Ubersteigen die Unterkunftskosten den angemessenen Rahmen und liegen keine Griinde vor, die gegen
eine Kostensenkung sprechen, ist die leistungsberechtigte Person zur Senkung ihrer Unterkunftskosten
binnen sechs Monate aufzufordern.

Erstmals nach zwei Monaten ist zu priifen, welche Schritte die leistungsberechtigte Person zur Sen-
kung bereits eingeleitet hat.

Wird die unangemessene Bruttokaltmiete nicht innerhalb der sechs Monate auf den angemessenen
Betrag gesenkt und liegen dafiir keine nachvollziehbaren Griinde vor, ist der anzuerkennende Bedarf
auf die Betrige nach Ziffer 3.2 zu beschrinken.

Macht die leistungsberechtigte Person geltend, sich umfassend um eine Kostensenkung bemiiht zu
haben, ist dies durch entsprechende Nachweise (z.B. Bestitigung mdéglicher Vermieter*innen, Gesuch
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nach Untermieter*in) glaubhaft zu machen.

Sind die Nachweise glaubhaft und schliissig, kann der Zeitraum zur Kostensenkung um eine angemes-
sene Frist verlangert werden. Diese sollte drei weitere Monate nicht tiberschreiten.

Es steht nicht zu erwarten, dass auch nach Ablauf von insgesamt neun Monaten eine Kostensenkung
nicht erfolgreich erreicht werden kann. Ist dies trotzdem der Fall, muss eine dem Einzelfall entspre-
chende Entscheidung zur weiteren Fristverlangerung, erfolgen.

Ist eine weitere Verlangerung nicht sachgemiB, ist der anzuerkennende Bedarf auf die Betrdage nach
Ziffer 3.2 zu beschrénken.

5.2.1 Bewilligungszeitraum

Der Bewilligungszeitraum soll bei unangemessenen Unterkunftskosten auf sechs Monate verkiirzt wer-
den (8 41 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 SGB I1).

Wird die Frist zur Kostensenkung verlangert, kann der der vorangegangenen Bewilligung folgende Be-
willigungszeitraum auf die Dauer der neuen Frist verkiirzt werden.

Die Verkiirzung des Bewilligungszeitraumes ist im Rahmen der Ermessensauslibung zu begriinden.
5.2.2 Zweifel an der Bediirftigkeit

Die Beriicksichtigung der angemessenen Unterkunftskosten fiihrt unter Umstdnden dazu, dass nach
Zahlung der tatsachlichen Miete an den*die Vermieter*in durch die leistungsberechtigte Person ledig-
lich ein monatlicher Regebedarf von unter 75% verbleibt. Etwaige Mehrbedarfszuschlidge sind mit zu
beriicksichtigen.

In diesem Fall ist die leistungsberechtigte Person aufzufordern, durch nachvollziehbare Angaben darzu-
legen, wie der Differenzbetrag aufgebracht wird.

6 Besondere Regelungen
6.1 Temporare Bedarfsgemeinschaften
Das Umgangsrecht, also die zeitweilige Aufnahme seines Kindes im eigenen Haushalt, setzt hinsichtlich
der GroBe (und auch der Ausstattung) der Unterkunft ein MaB voraus, das die Umsetzung des Rechtes
in angemessener Weise ermdglicht.

e der zeitliche Umfang des Besuchs des Kindes,

e das Alter des Kindes,

¢ bei mehreren Kinder auch das Geschlecht des Kindes,

e bei Umzugswunsch auch der Zuschnitt der eigenen Wohnung sowie die Aufteilung der Zimmer.

Besuchskontakte, die eine Ubernachtung des Kindes erforderlich werden lassen oder wo diese ge-
wiinscht ist, machen in der Regel eine groBere Wohnfldche notwendig.

In diesen Fillen ist fiir ein (temporires) Kind zunichst die Differenz der Quadratmeterzahl zur nichst-
hoheren Personenanzahl, ausgehend von dem Grundhaushalt, festzustellen. (siehe 3.2.)

Fiir jedes temporéare Kind ist die Halfte dieser festgestellten Differenz als zusétzlicher Wohnraumbedarf
anzusetzen.
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Beispiel:

Bildet ein alleinlebender Elternteil lediglich mit einem Kind temporér eine BG, wire ein Wohnraumbe-
darf von 57,5 m? (50 m? und 7,5 m? anzusetzen.

Angemessene Bruttokaltmiete: 57,5 m? x 8,7 € (angemessener m? Preis) = 500,25 €

Ist es so, dass das Kind zu (annihernd) gleichen Zeitanteilen beim jeweiligen Elternteil lebt, ist davon
auszugehen, dass sich zwei unterschiedliche Lebensorte bilden. In diesen Fillen ist die volle Quadrat-
meterzahl fiir dieses Kind zu beriicksichtigen (15 gm, ab 6 Personen 10 gm). Entsprechend ist die an-
gemessene Bruttokaltmiete der um eine Person erhdhten Stufe zu beriicksichtigen.

6.2 Gemischte Bedarfsgemeinschaften (SGB Il / SGB XII)

Soweit ein Bedarf auf barrierefreien Wohnraum nicht geltend gemacht wird oder eine Notwendigkeit
nicht besteht, gelten sowohl im Fachbereich 50 als auch im Fachbereich 56 gleiche Regelungen zur
Angemessenheit der Unterkunftskosten; es werden die gleichen Bruttokaltmieten zugrunde gelegt.

Ist in einer gemischten Bedarfsgemeinschaft eine Person auf barrierefreien Wohnraum angewiesen,
gelten die unter Ziffer 3.2.2 beschriebenen Regelungen hinsichtlich der Héhe der anzuerkennenden
Bruttokaltmiete fuir entsprechenden Wohnraum ebenfalls sowohl fiir den Fachbereich 50 als auch fiir
den Fachbereich 56.

Beide Fachbereiche missen im Rahmen der Angemessenheitspriifung der Unterkunftskosten die glei-
chen Werte berticksichtigen.

Ist die Bruttokaltmiete unangemessen, muss im weiteren Leistungsbezug eine Priifung erfolgen, ob ein
Kostensenkungsverfahren eingeleitet wird (s. Ziffer 5).

Welcher Fachbereich federfiihrend ein Kostensenkungsverfahren priift, ist von der Haushaltskonstella-
tion abhangig.

Bestehen fir leistungsberechtigten Personen in einer Bedarfsgemeinschaft jeweils Anspriiche nach dem
SGB Il und SGB XII, kénnen Direktzahlungen nur anteilig (nach Kopfteilen) aus den entsprechenden
Leistungen erfolgen.
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